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Das Kreisgericht hat die jetzigen Prozeßparteien im Straf­
verfahren als Gesamtschuldner verurteilt, an den VEB K. 
einen Schadenersatz in Höhe von 8 223,60 M zu zahlen. 
Dazu wurde festgestellt, daß die Prozeßparteien sich den 
durch strafbare Handlungen erzielten Erlös geteilt hatten. 
Gewisse Differenzen der Erlösverteilung konnten im Straf­
verfahren nicht vollständig geklärt werden, da die Pro­
zeßparteien noch weitere persönliche Verbindlichkeiten 
untereinander eingegangen waren.

Der Kläger hat gegen den Verklagten Klage erhoben 
und beantragt festzustellen, daß der Kläger aus der ge­
samtschuldnerischen Haftung aus den Straftaten in Höhe 
von 8 223,60 M nur zur Zahlung eines Betrags von 1 709,40 M 
verantwortlich 1st.

Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen, 
soweit der Kläger von mehr als der Hälfte der Zahlung 
befreit werden will.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Gegen dieses Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt 

und beantragt, das Urteil des Kreisgerichts aufzuheben 
und festzustellen, daß im Innenverhältnis aus der gesamt­
schuldnerischen Haftung des Urteils des Kreisgerichts der 
Verklagte verpflichtet ist, an den Kläger die volle Aus­
gleichszahlung zu leisten, soweit der Kläger mehr als 
1 709,40 M an den VEB K. zahlt.

Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
bn vorliegenden Fall ist davon auszugehen, daß mehrere 
Schädiger, bei denen eine gesamtschuldnerische Ver­
pflichtung festgektel'lt ist, untereinander eine Ausgleichs- 
pflicht halben. Diese Ausgleichspflicht von Gesamtschuld­
nern (§342 Abs. 1 Satz 2 ZGB) wirkt aber nur im Innen­
verhältnis zwischen den Gesamtschuldnern, läßt jedoch 
die Rechte des Geschädigten, namentlich sein Recht, von 
jedem der Gesamtschuldner die Leistung bis zur vollen 
Höhe zu fordern (§ 434 ZGB), unberührt Davon unab­
hängig hat aber jeder Gesamtschuldner das Recht, gegen 
den oder die weiteren mitverpflichteten Gesamtschuldner 
jederzeit FeststelTungsklage zu erheben, und zwar über 
die Höhe des auf ihn, aus dem Gesamtschuldverhältnis 
entfallenden Anteils, falls darüber zwischen den Gesamt­
schuldnern Streit besteht.

Denkbar ist aber auch, daß der eine Gesamtschuldner 
Zahlungsansprüche auf Ausgleichung gegen aus einem 
Gesamtschuldverhältnis Mitverpflichteten erhebt. Das 
kann er allerdings nur dann, wenn er bereits mehr ge­
leistet hat, als auf seinen Anteil entfällt.

Der Kläger hat nachgewiesenermaßen an den Geschä­
digten bisher 1 709,40 M gezahlt. Im Berufungsverfahren 
hat er eine Feststellung dahin verlangt, daß der Ver­
klagte verpflichtet ist, an ihn vollen Ausgleich zu leisten, 
soweit er Wer Kläger) an den Geschädigten darüber hin­
aus noch für weitere Zahlungen in Anspruch genommen 
wird. Der Kläger meint dazu, daß er im Innenverhältnis 
zu keiner höheren Schadenersatzleistung verpflichtet sei, 
weil er durch die strafbare Handlung lediglich einen ma­
teriellen Vorteil in Höhe der bereits geleisteten 1 709,40 M 
gehab t habe.

Damit verlangt der Kläger keine Auflösung des Ge­
samtschuldverhältnisses, sondern lediglich die Feststel­
lung der Höhe seines Anteils an der Schadenswiedergut­
machung im Verhältnis zu dem als Gesamtschuldner mit­
haftenden Verklagten.

Die Klage ist nicht begründet Der Kläger verkennt, 
daß es bei der Feststellung, in welcher Höhe Gesamt­
schuldner untereinander zur Ausgleichung verpflichtet 
sind, nicht darauf ankommt, wie hoch die persönliche 
Bereicherung des einzelnen Gesamtschuldners ist Es 
kann nicht die Aufgabe der Gerichte sein, im Innenver­
hältnis zwischen den Gesamtschuldnern einen Ausgleich 
in dem Sinne herbeizuführen, daß jeder Gesamtschuldner 
im Ergebnis so gestellt wird, daß eine ungleiche Beteili­
gung an einer persönlichen Bereicherung wieder ausge­
glichen wird. Für die Höhe des Ausgleichs ist vielmehr 
bestimmend der Umfang der Verursachung dös Schadens 
und das pflichtwidrige Verhalten des einzelnen Gesamt­

schuldners (§ 342 Abs. 1 ZGB). Sind insoweit keine we­
sentlichen Unterschiede zwischen den einzelnen Gesamt­
schuldnern erkennbar, so sind sie grundsätzlich unterein­
ander mit gleichen Anteilen zum Ausgleich verpflichtet. 
Die Auffassung des Klägers ist daher falsch, wenn er 
meint, die Höhe des Ausgleichs hänge davon ab, was er 
bzw. der Verklagte im Ergebnis für einen persönlichen 
Vorteil durch die Straftat erlangt hat.

Aus § 342 Abs. 1 ZGB folgt aber auch, daß bei Ge­
samtschuldnerschaft der Ausgleich auch nicht immer zu 
gleichen Anteilen erfolgen muß. Ungleiche Anteile könn­
ten z. B. dann zu zahlen sein, wenn ein Gesamtschuldner 
bei einer strafbaren Handlung nur als Gehilfe tätig ge­
wesen ist, einen geringen Tatbeitrag geleistet und auch 
keinen besonderen materiellen Vorteil aus der Straftat 
gezogen hat.

Im vorliegenden Fall haben aber beide Prozeßparteien 
in Mittäterschaft sozialistisches Eigentum zu ihren Gun­
sten veräußert, und zlwar in 11 gemeinsam begangenen 
einzelnen Handlungen. Daraus ergibt sich, daß der Um­
fang der Verursachung des Schadens von beiden Prozeß­
parteien als gleichwertig zu beurteilen ist. Beide Prozeß­
parteien haben auch den Erlös aus den strafbaren Hand­
lungen geteilt. Jede wollte sich durch die strafbaren 
Handlungen bereichern.

Der Kläger war beim geschädigten Betrieb als Kraft­
fahrer, der Verklagte als Schichtleiter tätig. Beide haben 
bewußt zusammengewirkt, so daß sie durch die strafba­
ren Handlungen auch etwa im gleichen Maße sich pflicht­
widrig gegenüber ihren Verpflichtungen aus dem Ar- 
beiterechtsverhältnis verhalten haben. Es sind daher 
keine Gründe erkennbar, warum die Prozeßparteien für 
den von ihnen als Gesamtschuldner verursachten Scha­
den im Innenverhältnis nicht ziu gleichen Anteilen ver­
pflichtet sein sollten. Unter diesen Umständen kann es 
auf die Behauptung des Klägers, der Verklagte habe aus 
den strafbaren Handlungen einen größeren Vorteil ge­
habt, nicht ankommen. Sie sind daher im Innenverhält­
nis zu gleichen Anteilen verpflichtet.

§ 178 ZPO.
Zur Kostenausgleichung, wenn ln einem Zivilverfahren 
mehrere Verklagte nur durch einen Rechtsanwalt vertre­
ten waren und sie in der Kostenentscheidung unterschied­
lich belastet wurden.
BG Cottbus, Beschluß vom 23. Mai 1980 — 00 BZR 81/80.

Zwischen den Klägern und den Verklagten zu 1) und 2) 
war ein Rechtsstreit anhängig. Dessen Kosten wurden wie 
folgt verteilt: Die Gerichtskosten und dje den Klägern 
und dem Verklagten zu 1) entstandenen außergerichtlichen 
Kosten wurden zu einem Neuntel den Klägern und zu acht 
Neuntel dem Verklagten zu 1) auf er legt; die dem Verklag­
ten zu 2) entstandenen außergerichtlichen Kosten wurden 
den Klägern auferlegt.

Auf Antrag der Kläger hat das Kreisgericht im Kosten­
festsetzungsbeschluß die ihnen zu erstattenden Kosten auf 
748,10 M festgesetzt. Dabei wurde der volle Betrag der den 
beiden Verklagten entstandenen Anwaltsgebühren in die 
Kostenausgleichung einbezogen. Eine Kostenfestsetzung 
gegen die Kläger zugunsten des Verklagten zu 2) ist nicht 
erfolgt.

Gegen diesen Beschluß haben die Verklagten Be­
schwerde eingelegt, mit der beantragt wird, den Kosten­
festsetzungsbeschluß des Kreisgerichts aufzuheben und die 
außergerichtlichen Kosten des Verklagten zu 2) in Höhe 
von 783,32 M gegen die Kläger festzusetzen.

Die Beschwerde führte zur Abänderung des angefochte­
nen Beschlusses.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht hat bei der Kostenausgleichung nicht 
beachtet, daß im vorliegenden Rechtsstreit die verklagte 
Prozeßpartei aus zwei Beteiligten bestand und die Klage


